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Änderungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 1 /4528, 1 1 /6949 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Rechts der Vormundschaft und Pflegschaft 
für Volljährige (Betreuungsgesetz - BtG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Nr. 41 wird wie folgt geändert: 

§ 1905 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Sterilisationen und Schwangerschaf tsabbrüche ohne Ein- 
willigung des/der Beistandsberechtigten sind unzulässig. Unzu- 
lässig sind ebenfalls Sterilisationen Minderjähriger. Ersatzeinwil- 
ligungen in Sterilisationen und Schwangerschaftsabbrüche ein- 
willigungsunfähiger Volljähriger durch Beistände sind nur zuläs- 
sig mit Zustimmung des Vormundschaftsgerichtes zur Abwehr 
einer Gefahr für das Leben der Schwangeren. 

(2) Der Beistand hat sicherzustellen, daß vor einer Sterilisation 
oder einem Schwangerschaftsabbruch eine geistig behinderte 
Frau über Art und Folgen des Eingriffes von einem Arzt/einer 
Ärztin in geeigneter Form aufgeklärt wird. 

(3) Einwilligungen Beistandsberechtigter in Sterilisationen und 
Schwangerschaftsabbrüche werden unwirksam, sobald vor dem 
Eingriff durch Abwehr, Gebärden oder sonstiges Verhalten eine 
Ablehnung des Eingriffes erkennbar wird. " 

Bonn, den 25. April 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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